Gerhart R. Baum

Gastrede zum Jahresempfang des Evangelischen Kirchenverbandes Köln 28.11.2011
(korrigierte Fassung vom 6.12.2011)

In der Einladung zum heutigen Jahresempfang wird angekündigt, ich würde mich als „alt gedienter“ liberaler Politiker u. a. mit den Thesen des Theologen Friedrich Wilhelm Graf und seiner Streitschrift „Kirchendämmerung – Wie die Kirchen unser Vertrauen verspielen “ auseinandersetzen.  

Ich versuche es, allerdings bin ich kein Kirchenfachmann. Ich bin Politiker, ein Liberaler,  der über viele Jahrzehnte auf der politischen Bühne agiert hat. Allerdings war ich immer auch jemand, der eigenständig operiert hat – eher ein „freischaffender“ Liberaler, wie meine Freundin Hildegard Hamm-Brücher in Bezug auf sich selbst zu sagen pflegt.  Hier in meiner Wahlheimat Köln hat es vor mehr als 60 Jahren angefangen - mit dem Vorsitz beim Liberalen Studentenbund, dann beim Jugendverband der FDP, beim FDP Kreisverband, im Stadtrat und dann im Bundestag. An Auseinandersetzungen innerhalb der Kirche nahm ich nie aktiv teil. Aber ich weiß, viele meiner politischen Ziele, die ich bis heute verfolge, überschneiden sich mit fundamentalen Fragen, die in kirchlichen Kreisen diskutiert werden. Was hat Liberalismus und Protestantismus heute miteinander zu tun – jenseits der Diskussionen um Ladenschlusszeiten und Veranstaltungsverbote an Karfreitag? 

Ich möchte ein paar Aspekte aufzeigen, wie ich Kirche - vor allem die protestantische Kirche -  in meinem politischen Leben bis heute wahrgenommen habe. Welche Rolle sie bei politischen Entscheidungen gespielt hat und in Zukunft nach meiner Auffassung spielen muss. 

Sie meinen, Herr Superintendent Domning, dass manchen Kritikern – und hier erwähnen Sie auch den Münchener Theologen Friedrich Wilhelm Graf – die Kirche zu tagespolitisch geworden sei, dass sie sich ständig ungefragt einmische und in den politischen Debatten moralisiere. Sie fügen hinzu: „Doch es gibt auch Menschen, die wünschen sich genau das, nämlich ethische Leitlinien und eine klare Haltung ihrer Kirche zu politischen Fragen“. Der neue Landesbischof in Hannover - der Nachfolger von Margot Käßmann - Ralf Meister, sagt in einem Interview u.a.: „Was die Kirche angeht, so wünsche ich mir eine stärkere Hervorhebung des Zusammenhangs zwischen Glauben und Vernunft.  Spiritualität darf nicht als Freiheit verstanden werden, sich der Vernunft der Welt zu entziehen“. Und er fügt hinzu: „Aber generell gilt: Gesellschaftspolitik ist nicht das primäre Handlungsfeld der Kirche – das entspricht nicht ihrem Auftrag“.  Reinhard Bingener schreibt in einem Leitartikel der Frankfurter Allgemeinen Zeitung am 31. Oktober dieses Jahres: „Das Klischeebild des Protestantismus ist schnell umrissen: Dem Zeitgeist hechelt er orientierungslos hinterher, jeder Trend der in sein politisch-moralisches Raster passt, wird von ihm umschmeichelt, kein religiöser Inhalt, den man nicht noch stärker banalisieren könnte, keine liturgische Tradition, die sich nicht durch eine neue Form der Darlegung zersetzen ließe“. Das Kernproblem der Kirche sieht Bingener darin, dass die Fähigkeit, die Grundlagen des Glaubens eindrucksvoll zur Sprache zu bringen, wenig ausgeprägt sei. Harte Wort. Ein Klischeebild? Aus meiner Sicht möchte ich sagen: Natürlich ist die Kirche ein lebendiger Organismus, in dem diskutiert wird über uns alle bedrängende Fragen. Und das muss so bleiben – in jeder Gemeinde, in der Synode, auf Kirchentagen. Natürlich muss sich die Kirche äußern. Die Frage ist nur, mit welchem Anspruch sie ihre Autorität einbringt und  nicht abnutzt. Und sicherlich ist Gesellschaftspolitik nicht ihr primärer Auftrag. Der EKD Ratsvorsitzende Schneider hat vor kurzem auf der Synode in Magdeburg gefordert, die Finanzakteure zu zügeln. Er hat Stellung genommen zur Mindestlohndebatte, also zu brennenden Tagesfragen. Aber Graf hält hartnäckig an seiner Kritik fest, wenn er sagt: „Wenn Sie sich das anschauen, was Bischöfe oder Ratsvorsitzende so verlautbaren, dann sind das fast immer moralische Protest-Pathos-Botschaften, z.B. im Bereich der Biopolitik, und es wird immer versucht, moralische Eindeutigkeit zu erzeugen“. Darin steckt sicherlich ein Problem. Denn mit der moralischen Eindeutigkeit ist nicht immer so einfach. Ein Beispiel:

Der Ausstieg aus der Atomenergie findet weithin Zustimmung in der Kirche und auch in der Gesellschaft. Aber man muss doch fragen dürfen: Weichen andere Gesellschaften, die an der Atomenergie jedenfalls auf absehbare Zeit noch festhalten, von christlicher Moral ab? Ich denke an die Franzosen, an die Amerikaner und andere. Zumindest aber sollte ehrlich diskutiert werden. Der Ausstieg aus der Atomenergie ist keine Schönwetterveranstaltung, um in einer Wohlfühlgesellschaft anzukommen. Und er hat unbequeme Entscheidungen zur Folge. Welche Alternativen gibt es, welchen Voraussetzungen muss man sich stellen? Eine zentrale Aufgabe ist etwa die Ertüchtigung der Stromnetze, die natürlich die Nachbarn auf den Plan rufen. Neue Stauseen für Wasserkraft werden auch auf Widerstand stoßen, ebenso neue Kohlekraftwerke. Was ist mit der Verteuerung des Stroms, wer denkt an Gefahren für die Arbeitsplätze. Die Endlagerung abgebrannter Brennelemente – wie und wo auch immer sie passiert -  ist eine Verantwortung für unser ganzes Land. Aber es muss nun endlich etwas geschehen. Seit mehr als 30 Jahren schiebt die Politik dieses Thema vor sich her. Auch besteht kein Zweifel daran, dass abgebrannte Brennelemente etwa aus Frankreich wieder zurückgenommen werden müssen. 

Ich habe dieses Beispiel so ausführlich ausgeführt, um zu zeigen, dass immer auch Entscheidungsfolgen in die Betrachtung einzubeziehen sind. Auch das gehört zur Glaubwürdigkeit. 

Aber nun zu meinem wichtigsten Anliegen.

Der Zentrale Begriff, an dem sich kirchliches Wirken in der Gesellschaft und gegenüber der Politik orientieren sollte, ist in Art. 1 unseres Grundgesetzes niedergelegt. Dort heißt es bekanntlich: „Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu verteidigen ist Aufgabe jeder staatlichen Gewalt.“ Nicht nur der staatlichen Gewalt, sondern von uns allen.

Zum ersten Mal in ihrer Geschichte haben sich die Deutschen eine Verfassung gegeben, mit der die Legitimation des Staates nicht aus der Idee der Nation geschöpft wird, sondern an eine sittliche Idee gebunden ist. Der Mensch bekam Rechte, über die auch der Staat nicht verfügen darf. Und dieses Prinzip gilt für alle Menschen, die hier leben - ganz gleich welcher Staatsangehörigkeit oder Religionszugehörigkeit. Es geht um unser Verhältnis gegenüber den staatlichen Instanzen aber auch um das Miteinander in dieser Gesellschaft. Und dieses Prinzip verpflichtet uns, für die Menschenwürde nicht nur im eigenen Land  sondern weltweit einzutreten. Diese enge Verknüpfung der Verfassung mit dem Prinzip der Menschenwürde ist eine Folge der Barbarei des 20. Jahrhundert. Der philosophische Begriff der Menschenwürde, der sich aus der Antike kommend in der Aufklärung unter anderem  bei Kant konkretisierte, hatte nun Eingang gefunden in die Texte des Völkerrechts und in viele nationale Verfassungen. So heißt es in der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948: „Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen.“ Diese Erklärung ist ein einmaliges bisher nicht da gewesenes völkerrechtliches Dokument. Die Menschenrechte gelten universell und dürfen nicht relativiert werden, wie viele Staaten das immer wieder versuchen. Sie ist zu einem Querschnittsthema internationaler Politik geworden.

Jürgen Habermas hat seinem bemerkenswerten, soeben erschienenen Essay „Zur Verfassung Europas“ einen Artikel vorausgeschickt mit dem Titel „Das Konzept der Menschenwürde und die realistische Utopie der Menschenwürde“. Er sagt: „Die Menschenwürde bildet das Portal,  durch das der egalitär–universalistische Gehalt der Moral ins Recht transportiert wird“. Weiter sagt er: „Die Menschenrechte umschreiben also genau den Teil einer aufgeklärten Moral, der ins Medium des zwingenden Rechts übersetzt und in der robusten Gestalt effektiver Grundrechte politische Wirklichkeit werden kann“. Ja, und diese Grundrechte bestimmen unser Grundgesetz.  Für Habermas steht der individuelle Mensch im Mittelpunkt. Es geht ihm um den unvergleichlichen Wert eines jeden von uns und er erinnert an die „philosophische Aneignung von Motiven und Denkfiguren der christlich-jüdischen Überlieferung“, an die „Gottesebenbildlichkeit“ des Menschen – vor dem Hintergrund, dass Antike und Aufklärung den Weg zum demokratischen Verfassungsstaat geebnet haben. 

Allerdings ist in unserer Gesellschaft das Prinzip der Menschenwürde immer wieder bedroht - sogar von staatlicher Seite. Insbesondere, wenn es um die Frage der inneren Sicherheit geht.  Ich habe mich jahrelang bemüht, Auswüchse staatlichen Sicherheitswahns zu bekämpfen und politische Entscheidungen zu beeinflussen. Und  habe auch einige Urteile beim Bundesverfassungsgericht erstritten. Immer geht es um ein Gleichgewicht zwischen Sicherheit und Freiheit. Letztlich müssen sich alle Entscheidungen an der Freiheit orientieren.

Eines der Karlsruhe-Urteile ist in besonderer Weise mit der Menschenwürde verbunden. Ich meine das Urteil zum Luftsicherheitsgesetz. Mit diesem Gesetz sollte  geregelt werden, dass der Abschuss von Terroristen gekaperte Passagiermaschinen unter bestimmten Voraussetzungen möglich sein darf. Das Gericht hat dieses Gesetz in einer bemerkenswerten Entscheidung aufgehoben und klargestellt, dass unter der Geltung des Art. 1 Abs. 1 GG schlechterdings eine gesetzliche Ermächtigung zur Tötung unschuldiger Menschen unvorstellbar ist - auch wenn sie sich als Besatzung oder Passagiere eines entführten Luftfahrzeugs in einer hoffnungslosen Lage befinden. Ein maßgebendes Urteil zum Lebensschutz! Es bezieht sich auf das Grundrecht auf Leben und auf die Garantie der Menschenwürde. Nach Ansicht des Gerichtes ist es absolut unzulässig – bei welcher Gelegenheit auch immer – menschliches Leben nach Zahl oder vermutlicher Lebensdauer opportunistisch gegen das Leben anderer, möglicherweise gefährdeter Menschen, abzuwägen. Auch das möglicherweise todgeweihte Leben bleibt geschützt. Es gibt keinen Aufopferungsanspruch des Staates gegenüber seinen Bürgern. Unsere Rechtsordnung kennt keine Situation, in der zur Abwehr einer Gefahr bewusst unschuldige Menschen getötet werden dürfen. Das Urteil wurde übrigens gerade von „christlichen“ Politikern, für die die Sicherheit vorrangig ist, bekämpft. Wo war die Stimme der Kirche?

Im Spannungsverhältnis zwischen Sicherheit und Freiheit ist die Menschenwürde immer wieder bedroht.

Die katholische Kirche in Deutschland hat kürzlich Bilanz aus 10 Jahren Antiterrorkampf gezogen und in einem Bischofswort  „Terrorismus als ethische Herausforderung“ festgestellt, dass es keine legitime Abwehr ohne die Wahrung der Menschenwürde und Menschenrechte geben darf. Die Bedrohung durch Terroristen führe aber vielfach dazu, diese Grundsätze „aufzuweichen und zu unterspülen“. Aber freiheitliche und demokratische Staaten dürften sich nicht auf einen „Wettlauf mit der Barbarei“ einlassen. Die Kommission Weltkirche der Bischofskonferenz hat mit dieser Erklärung unmissverständlich festgestellt: „die Menschenrechte und die Würde des Menschen stehen niemals unter einem Terrorismusvorbehalt“. 

Eine weitere aktuelle Diskussion ist ebenfalls mit dem Prinzip der Menschenwürde eng verbunden. Ich meine die Debatte über Staat und Religionen. 

Dazu hat Wilhelm Graf den schönen Satz geprägt: „Wir sollten das Grundgesetz nicht taufen“. Weiter führt er aus: „Die Verfassung ist ein Produkt von Aufklärungsdenken. Und die ganze Werterhetorik ist hoch ambivalent, weil sie ihrerseits die Unterscheidung von Moral und Recht unterläuft. Man hat als Staatsbürger eine Pflicht - und das gilt unabhängig von Religion -  zum Rechtsgehorsam. Man hat aber nicht die Pflicht irgendwelchen ‚Werten’ zuzustimmen. Es ist nicht so, dass ein zugewanderter Moslem, der in diesem Lande Staatsbürger ist, eine Werteordnung zu akzeptieren hätte, sondern“ - und das unterstütze ich mit allem Nachdruck! - „eine Rechtsordnung“. Es ist also das Grundgesetz, das den Ordnungsrahmen für das Zusammenleben der Bürger bildet und nicht eine imaginierte kulturelle Wertegemeinschaft – auch wenn diese zweifellos geprägt ist von christlicher Kultur. 

Spannungen zwischen religiösem und staatlichem Recht gibt es immer wieder – in allen Religionskulturen. So ist das katholische Kirchenrecht keineswegs immer kompatibel mit dem Recht der Bundesrepublik Deutschland – z.B. im Bereich des Familienrechts.  Und Graf weist darauf hin, dass man die Menschenrechte auch im Protestantismus bis weit in die 50er Jahre hinein „als liberalistische Verirrung des modernen Menschen“ ansah. 

Ich möchte einige Gefährdungen aufzeigen, denen die Gesellschaft in Deutschland, die sich ja strikt an dem Prinzip der Menschenwürde orientieren sollte, ausgesetzt ist. 

Ich denke da etwa an das weite Feld von Fremdenfeindlichkeit. Ein sehr aktuelles Thema. Die rechtsterroristischen Morde waren von Fremdenfeindlichkeit motiviert.  Und auch die Sarrazin-Debatte ist ja noch bestens in unser aller Erinnerung: viel Beifall gab es für - gelinde gesagt - missverständliche Thesen in dem umstrittenen Buch von Bürgern aus der Mitte unserer Gesellschaft. Das Bürgertum verroht und die liebsten Opfer sind schon ausgemacht: die Muslime. Das ist im Kern die alarmierende Botschaft der Langzeitstudie „Deutsche Zustände“, verantwortet von dem Bielefelder Soziologen Wilhelm Heitmeyer. Die neuesten Zahlen  der mittlerweile im neunten Jahr aktualisierten Umfrage zeigen, dass die Islamfeindlichkeit in Deutschland im Vergleich zum vergangenen Jahr sich klar erhöht hat. Besonders stark war der Anstieg bei den knapp 20 % Wohlhabenden oder Reichen im Lande. Heitmeyer spricht von einer zunehmend verrohenden Bürgerlichkeit. Die Radikalisierung kommt also nicht nur von den Rändern, von den braunen Verfassungsfeinden. Und das ist ein gefährlicher Befund. 

Weitere Beispiele:

Die Bewährungsprobe mit dem Asylrecht haben wir nicht bestanden. Der Grundsatz „politisch Verfolgte genießen Asyl“ war von den Verfassern unseres Grundgesetzes sehr ernst gemeint. Er fiel im Kern einer Verfassungsänderung zum Opfer - aus Angst vor Überfremdung. Es ist nach wie vor sehr schwer - gerade die Kirchen erfahren das in täglicher Praxis –, Mitbürger für den Protest gegen manche unmenschliche Formen der Abschiebung von Asylbewerbern zu gewinnen. Auch das Schicksal der Armutsflüchtlinge auf dem Mittelmeerraum lässt viele gleichgültig.

Auch der Sozialstaat ist gefährdet. Arm und reich driften in unserer Gesellschaft immer weiter auseinander. In einer bahnbrechenden Entscheidung vom Februar 2010 hat das Bundesverfassungsgericht zur Bemessung von Leistungsansprüchen – Arbeitslosengeld II – aus Art.1 des Grundgesetzes ein Grundrecht auf Existenzminimum abgeleitet, welches dem Begünstigten (und dessen Kindern) eine angemessene „Teilhabe am gesellschaftlichen Kulturell und politischen Leben“ ermöglichen soll. 

Und noch ein Feld, das unter dem Gesichtspunkt der Menschenwürde Anlass zur Sorge gibt: Das sind die Folgen der digitalen Revolution, die in ihrer epochalen Wirkung vergleichbar ist mit der Erfindung des Buchdrucks. Millionenfach werden weltweit personenbezogene Daten gespeichert und ausgewertet. Welche Spuren wir im Netz hinterlassen, wissen wir nicht mehr. Nur eines wissen wir, wie nie zuvor können sie zu Persönlichkeitsprofilen zusammengefügt werden. Umfassender Schutz der Privatheit vor staatlicher und privater Datenmacht – wer kontrolliert zum Beispiel Google? -  ist eines der großen Freiheitsthemen unserer Zukunft. Wir sind auf dem Wege zum gläsernen Menschen, und viele Menschen begeben sich unter der Devise „ich habe ja nichts zu verbergen“ gedankenlos in diese Gefahr. Unbestritten sind die Vorteile, die mit der digitalen Revolution verbunden sind. Aber Missbrauch lauert im Hinterhalt.

Ich erwähnte schon, dass das Prinzip der Menschenwürde in unserer Verfassung eine wichtige außenpolitische Dimension hat. Wir Deutsche wurden von der Tyrannei befreit, die Freiheit wurde uns geschenkt. Nach der einzigen friedlich und erfolgreich verlaufenden Freiheitsrevolution in unserer Geschichte -  die im übrigen maßgeblich von der protestantischen Kirche getragen wurde, wie ich aus eigener Anschauung aus meiner Heimatstadt Dresden weiß - dürfen wir Deutsche nach 1989 nun gemeinsam in einer demokratischen Grundordnung leben, in der wir alle Vorzüge der Freiheit wahrnehmen können. Wir haben, meine ich, eine besondere Verpflichtung, Verbündete der Unterdrückten in aller Welt zu sein. Das internationale Recht ist heute ein Weltbürgerrecht, ein Recht von Individuen. Diese müssen geschützt werden. Die Staatensouveränität wird nicht mehr primär als Schutz vor Einmischung in innere Angelegenheiten begriffen, sondern als Verantwortung jedes einzelnen Staates, die eigene Bevölkerung vor vermeidbaren und humanitären Menschenrechtskatastrophen zu schützen. Kann ein Land dieser Verantwortung nicht gerecht werden, geht sie auf die Staatengemeinschaft über. Das ist das neue Konzept der „Schutzverantwortung“, das die Vereinten Nationen im Jahre 2005 postuliert haben. Wenn ein Staat etwa die eigene Bevölkerung, die von ihren Freiheitsrechten Gebrauch macht, massakriert, so besteht nicht nur ein Recht sondern eine Pflicht zur Einmischung wie sie in Libyen wahrgenommen worden ist und leider in Syrien wegen anderer Umstände nur ungenügend wahrgenommen werden kann.

Ich kann hier nur einige Themenbereiche aufführen, die so fundamental sind, dass man geradezu erwartet, dass sich auch die Kirchen mit ihnen auseinandersetzen. Kirchen sind keine politischen Parteien, in denen mit Mehrheiten gehandelt wird. Ihr Spielraum ist auf fundamentale Fragen begrenzt, aber dort unverzichtbar. Wenn Stellungnahmen moralisch eindeutig sind, werden sie keine „Protest-Pathos-Botschaften“ sein. Genauer gesagt: Überall dort, wo sich Kirche auf fundamentale Fragen der Menschenwürde bezieht, kann sie in glaubwürdiger Weise die Menschen erreichen und - in Widerlegung des Buchtitels von Graf - Vertrauen nicht verspielen, sondern gewinnen.

Ich erinnere mich an den erbitterten Kampf um eine neue Deutschland- und Ostpolitik, bei dem ich in meiner Partei sehr engagiert war. Damals war die Stimme der Kirchen für uns von ganz großer Bedeutung ging es doch um die Versöhnung und um die Absage an jeglichen Revanchismus. Damit wurde die Grundlage für die spätere Wiedervereinigung und eine europäische Friedensordnung gelegt.

Wir leben in unsicheren Zeiten. Die Europäische Union steckt in der schwersten Krise seit ihrem Bestehen. Nur langsam finden die verantwortlichen Politiker einen Weg. Er muss über den Schuldenabbau, die Herstellung von Wettbewerbsfähigkeit und die Bändigung des Weltfinanzsystems führen. Deutschland kann sich seiner Verantwortung nicht entziehen, wenn es nicht allein und gemeinsam mit den anderen Europäern hohen großen Schaden erleiden will. In der Krise steckt die Chance für einen neuen Anfang. Vergessen wir nicht:  Europa ist nicht nur ein wirtschaftliches, sondern vor allem ein politisches Projekt. Europa ist eine Wertegemeinschaft und diese muss stark genug sein, um bei der Lösung der globalen Probleme mitreden zu können. Europa muss sich neu verfassen. Nicht weniger, sondern mehr Europa führt  uns aus der Krise. 

Wie reagieren die Menschen in unserer Gesellschaft auf diese Unsicherheiten und Bedrohungen? Stimmt immer noch die bereits in den 30ger Jahren getroffene Feststellung von Erich Fromm, dass unsere Kultur die Tendenz hat, Menschen hervorzubringen, die keinen Mut mehr haben und keine Risikobereitschaft, die Unsicherheit nicht ertragen können. Er sagt: „Der freie Mensch ist notwendigerweise unsicher; der denkende Mensch ist sich notwendigerweise seiner Sache nicht gewiss. Der Glaube an das Leben und die produktiven Kräfte, die in jedem Menschen wohnen, begleiten den Weg zum selbstbewussten ‚Ich bin Ich’ “. 

Darauf kommt es meines Erachtens an: auf den selbstbewussten Staatsbürger, der sich mutig und entschlossen in die Gemeinschaft einbringt und der, wenn er Christ ist, von seinem Glauben gestärkt und den Werten christlicher Kultur verpflichtet Verantwortung übernimmt.

Menschenwürde und Freiheit schenken sich nicht. Sie müssen immer wieder erkämpft werden. Zwar ist das Vertrauen in die Parteien, in die Politiker, in den Parlamentarismus und in die repräsentative Demokratie drastisch gesunken ist. Und damit wachsen Gefahren für den Zusammenhalt unserer Gesellschaft. Bei aller berechtigten Kritik an den Parteien und bei allem Verständnis für die Einführung plebiszitärer Erscheinungsformen, dort wo sie praktikabel sind: Es gibt keine Alternative zur repräsentativen Demokratie. Sie steckt in einer Krise, deshalb muss sie gestärkt werden. So ist beispielsweise der aktuelle Kampf gegen die unverbesserlichen Neonazis, die nicht begriffen haben, welches Leid diese Ideologie über die Menschen gebracht hat, ein Kampf, den wir alle führen müssen – nicht durch irgendwelche Ersatzhandlungen, sondern mit unserer ganzen Überzeugungskraft. Wir leben in einer „geglückten“ Demokratie. Aber sie muss immer wieder verteidigt werden. Am besten dadurch, dass man sie bewusst und aktiv lebt. Dazu können und müssen die Kirchen ihren Beitrag leisten.  
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